
REPUBLIK OSTERREICH 
BUNDES~SJ.18J7g~~n 'l9~6 JUSTIZ 

An das 

Präsidium des Nationalrats 

Parlament 

Gesetzentwurf / 

zLJrtG~19l1 
Datum ...... 1. .. i. .. : ........ ~ .......... f ........... . 
Verteilt ... 1.t .... '1:~ .. ((: ... k.~ 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes über den 
Ausbildungsbeitrag für Rechtspraktikanten 
Rech tspraktikan ten··Ausbi Idungsbei tragsgese tz) -
Begutachtungsverfahren 

Das Bundesministerium für L7ustiz beehrt sich, gemäß einer 

Entschließung des Nationalrates den Entwurf eines Bundesgesetzes 

über den Ausbildungsbeitrag für Rechtspraktikanten (Rechtsprakti­

kanten-Ausbildungsbei tragsgesetz) samt Erläuterungen in 25-·facher 

Ausfertigung mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme zu übersenden. 

Die im Begutachtungsverfahren befaßten Stellen wurden um 

Stellungnahme bis 

20. Ha.i 1986 

ersucht. 

14. April 1986 

Für den Bundesminister: 

WEBER 
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., 
BUNDESMINISTERIUM 

ENTWURF 
eines 

.. 
FUR JUSTIZ 

Rechtspraktikanten-Ausbildungsbeitragsgesetzes 
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Stand 3. April 1986 

Entwurf eines Bundesgesetzes vom xxxxxx Uber 

den Ausbildungsbeitray für Rechtspraktikanten 

(Rechtspraktikanten-Ausbildungsbeitragsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Ausbildungsbeitrag 

§ 1. (1) Den gemäß § 16 des Gerichtsorganisa­

tionsgesetzes, RGDI.Nr. 217/1896, zur Gerichtspraxis zuge­

lassenen Personen (Rechtspraktikanten) gebUhrt fUr die Dauer 

dieser Ausbildung ein Ausbildungsbeitrag. 

(2) Durch die Zulassung zur Gerichtspraxis und 

die Auszahlung eines Ausbildungsbeitrages wird kein Dienst­

verhältnis begründet. 

Höhe des Ausbildungsbeitrages 

§ 2. (1) Der Ausbildungsbeitrag beträgt fUr 

einen Kalendermonat 70 v.H. des monatlichen Gehalts eines 

Richteramtsanwärters einschließlich allfälliger Teuerungszu­

lagen. 

(2) FUr je drei in der Gerichtspraxis zurückge­

legte Kalendermonate gebührt eine Sonderzahlung in Höhe von 

50 v.H. des Aus~ildungsbeitrages gemäß Abs. 1 und der Haus­

haltszulage gemäß § 4. 

Kürzung des Ausbildungsbeit~ages 

§ 3. (1) Einem Rechtspraktikanten, der neben der 

Gerichtspraxis in einem Dienstverhältnis zum Bund steht, 

gebührt der Ausbildungsbeitrag nur insoweit, als das monat-
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iiche Einkommen aus dem Oienstverhaltniu und der monatliche 

Auubildungabcitrag zusammerl den monatlichen G~halt einen 

~ichteramtsanwärtecs nicht Ubersteigen; sinngemäß gilt dies 

auch für die Sonderzahlungen. 

(2) Einem Rechtspraktikanten. der die Gerichts­

praxis nicht am ersten Arbeitstag im Monat antritt oder sie 

vor dem letzten Arbeitstag im Monat beendet oder unter­

bricht. gebührt nuc ein entsprechender Teilbetrag. wobei für 

jeden in der Gerichtspraxis zurückgelegten Tag ein Dreißig­

stel des monatlichen Ausbildungsbeitrages zu rechnen ist. 

sinngemäß gebUhrt auch bei der Sonderzahlung nur ein ent­

sprechender Teilbetrag, wobei für jeden in der Gerichtspra­

xis zurückgelegten Tag ein Neunzigstel der Sonderzahlung zu 

rechnen ist. 

(3) Kürzungen des Ausbildungsbeitrages gemäß 

Abs. 2 sind auch für diejenigen Zeiträume vorzunehmen. in 

denen der Rechtspraktikant ohne Rechtfertigung seinen 

Pflichten nicht nachkommt. 

Haushaltszulage und Fahrtkostenzuschuß 

§ 4. Oie für die Dundesbeamten gellenden Bestim­

mungen betreffend Haushaltszulage und Fahrtkostenzuschuß 

sind auf Rechtspraktikanten mit der Maßgabe sinngemäß anzu­

wenden. daß Haushaltszulage und Fahrtkostenzuschuß nur für 

Zeiträume zustehen, für die ein Ausbildungsbeitrag gebührt, 

und daß die Auszahlung jeweils gleichzeitig mit dem Ausbil­

dungsbeitrag zu erfolgen hat. 

Auszahlung 

§ S. (1) Die Auszahlung des Ausbildungsbeitra­

ges. der Haushaltszulage und des Fahrtkostenzuschusses er­

fOlgt durch überweisung auf ein vom Rechtspraktikanten 
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anzugebendes Konto. Die überweisung ist so vorzunehmen, daß 

dem Hechtapraktikanten die fUr den laufenden Kalendermonat 

gebührenden Beträge am letzten Arbeitstag des Monats zur 

Verfügung stehen. 

(2) Die Überweisung der Sonder2ahlungen hat 

gleichzeitig mit den fUr die Monate Februar, Mdi, August und 

November gebührenden Ausbildungsbeiträgen zu erfolgen. Bei 

Beendigung der Gerichtspraxis hat die Überweisung späte­

stens innerhalb eines Monates nach der Beendigung zu er­

folgen. 

Reisegebühren 

§ 6. Die für Richteramtsanwärter geltenden Be­

stimmungen der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBI.Nr. 133, 

sind mit Ausnahme der Abschnitte V bis VII des I. Haupt­

stückes auf Rechtspraktikanten sinngemäß anzuwenden. 

Mutterschutz 

§ 7. Die §§ 3 bis 9 des Mutterschutzgesetzes 

1979, BGBI.Nr. 221, gelten für weibliche Rechtspraktikanten 

sinngemäß. 

Zuständigkeit 

§ 8. Auf die nach diesem Bundesgesetz durchzu­

führenden Verfahren ist das Allgemeine Verwaltungsverfah­

rensgesetz 1950, BGBl.Nr. 172, anzuwenden. Zuständige Be­

hörde ist der Präsident des Oberlandesgerichtes. über Beru­

fungen hat der Bundesminister für Justiz zu entscheiden. 

0216e 
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Artikel 11 

Änderungen des Gesetzes über die 

Gerichtspraxis der nicht im richterlichen Vorbe­

reitungsdienste stehenden Rechtsprakt1kanten 

Das Gesetz vom 24. Dezember 1910, RGBl. 

Nr. 1/1911, über die Gerichtspraxis der nicht im richter­

lichen Vorbereitungsdienste stehenden Rechtspraktikanten 

wird wie fOlgt geändert: 

Die §§ 7 bis 9 haben zu lauten: 

"§ 7. (1) Für jeden in der Gerichtspraxis zu­

rückgelegten Kalendermonat hat der Rechtspraktikant Anspruch 

auf Freistellung von der Gerichtspraxis im Ausmaß von zwei 

Arbeitstagen, für jeden zwölften Monat im Ausmaß von drei 

Arbeitstagen. Die Freistellung für den jeweils laufenden 

Kalendermonat darf frühestens für die letzten zwei Arbeits­

tage des betreffenden Kalendermonats erfolgen. Beginnend mit 

dem zwölften Monat der Gerichtspraxis kann die Freistellung 

jeweils schon ab Beginn des betreffenden Kalendermonats er­

folgen. 

(2) Die Freistellung hat unter Bedachtnahme auf 

die Erfordernisse der Ausbildung durch den Vorsteher des 

Gerichts, dem der Rechtspraktikant zur Ausbildung zugewiesen 

ist, im Einvernehmen mit dem Rechtspraktikanten zu erfolgen. 

Kommt ein Einvernehmen nicht zusLande, entscheidet über die 

Freistellung der Präsident des Oberlandesgerichtes. 

§ 8. Ist ein Rechtspraktikant aus anderen 

Gründen als wegen Freistelluny in einem Ausbildungsjahr 

länger als zwölf Arbeitstage von der GeriChtspraxis abwe­

send, gilt seine GeriChtspraxis als unterbrochen. 

0216e 
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§ 9. (1) Der Rechtspraktikant kann die Ge­

richtspraxis durch schriftliche Erklärung unterbrechen oder 

auch vor Ausschöpfung der im Zulassungsbescheid festgelegten 

Dauer beenden. Die schriftliche Erklärung ist spätestens 

zehn Arbeitstage vor der beabsichtigten Unterbrechung oder 

Beendigung beim Vorsteher des Gerichts, dem der Rechtsprak­

tikant zur Ausbildung zugewiesen ist, einzubringen. Die Er­

klärung ist unverzüglich an den Präsidenten des Oberlandes­

gerichtes weiterzuleiten. 

(2) Eine unterbrochene Gerichtspraxis kann vom 

Rechtspraktikanten im Einvernehmen mit dem Präsidenten des 

Oberlandesgerichtes bis zur Ausschöpfung der im Zulassungs­

bescheid festgelegten Dauer fortgesetzt werden, wobei die 

fortzusetzende- Gerichtspraxis jeweils nur am ersten Arbeits­

tag eines Kalendermonates angetreten werden darf. 

(3) Ist eine Gerichtspraxis 14 Monate unter­

brochen. gilt sie als beendet.~ 

Artikel 111 

Aufhebung von Rechtsvorschriften, 

Inkrafttreten und Vollziehung 

1. § 12 der Verordnung zum Vollzuge des Ge­

setzes über die Gerichtspraxis der nicht im richterlichen 

Vorbereitungsdienste stehenden Rechtspraktikanten. RGBl. 

Nr. 5/1911, wird aufgehoben. 

2. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 1986 

in Kraft. 

3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 

der Bundesminister für Justiz betraut. 

0216e 
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VOR B L A T T 

Problem: Den zur Gerichtspraxis zugelassenen Personen (Rechtspraktikan­

ten) werden derzeit auf Grund eines Erlasses des Bundesministe­

riums für Justiz vom 25. August 1960 Unterstützungsbeiträge 

gewährt. Dieser Erlaß wurde in einem Verordnungsprüfungsverfah­

ren vom Verfassungsgerichtshof als Rechtsverordnung qualifi­

ziert und wegen nichtgehöriger Kundmachung und wegen Fehlens 

einer gesetzlichen Grundlage mit Ablauf des 30. September 1986 

als gesetzwidrig aufgehoben. 

Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Ausbildungsbei­

träge der Rechtspraktikanten und gesetzliche Verankerung der in 

der höchstgerichtlichen Judikatur entwickelten Rechtsgrundsätze 

über die Rechtsstellung der Rechtspraktikanten. 

Inhalt: Festlegung eines Anspruches der Rechtspraktikanten auf Ausbil­

dungsbeiträge. 

Regelung der Höhe, des Anfalles und der Einstellung des Ausbil­

dungsbeitrages. 

Festlegung eines Anspruches auf Haushaltszulage und Fahrt­

kostenzuschuß sowie auf Reisegebühren. 

Ausdehnung der Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes 1979 über 

die Beschäftigungsverbote auf weibliche Rechtspraktikanten. 

Schaffung von Zuständigkeits- und Verfahrensvorschriften. 

Anpassung des Gesetzes über die Gerichtspraxis der nicht im 

richterlichen Vorbereitungsdienste stehenden Rechtspraktikanten 

(Neuregelung des Urlaubsanspruches, Neuregelung der Beendigung 

und der Unterbrechung der Gerichtspraxis). 

~ostcn: Durch den neu vorgesehenen Anspruch auf Fahrtkostenzuschuß wer­

den jiihrliche Kosten in der Höhe von 1,2 bis 1,5 Millionen 

Schilling erwachsen. 

Dok.Nr.0228e· B 
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stand 3. April 1984 

E R L Ä U T E RUN GEN 

Allgemeiner Teil 

Das Institut der Gerichtspraxis sowie die daraus 

erfließenden Rechte und Pflichten der Rechtspraktikanten 

einerseits und der JustiGbehörden andererseits sind in dem 

Gesetz vom 24. Dezember 1910. RGB1. Nr. 1/1911. über die 

Gerichtspraxis der nicht im richterlichen Vorbereitungs­

dienste stehenden Rechtspraktikanten. in der Verordnung zum 

Vollzuge des genannten Gesetzes. RGB1. Nr. 5/1911, sowie in 

den §§ 16 und 17 des Gerichtsorganisationsgesetzes. RGBl. 

Nr. 217/1896. geregelt. 

In keiner dieser Vorschriften ist eine Vergütung 

für RechtsprakLikanten vorgesehen. Ein Rückblick in die Ver­

gangenheit zeigt. daß die Hechtspraktikanten aus der Ge­

richtspraxis zunächst keinerlei Einkommen bezogen haben. 

Erst im Laufe der Jahrzehnte hat sich auf Erlaßebene ein 

sogenannter "Unterstützungr.;beitrag". auch "Adjutum" bezeich­

net, entwickelt. Der erste Ansatz dazu findet sich im Erlaß 

vom 14.11.1908. Zl. 33.463. Damals hat das Justizministerium 

im Einvernehmen mit dem Finanzministerium folgende auf die 

Gerichtshöfe beschränkte Anordnung getroffen: 

"Den nicht im richterlichen Vorbereitungsdienst stehenden 
Rechtspraktikanten. die im Strafverfahren 1nfolge längerer 
Dauer von Hauptverhandlungen oder infolge dringender Ge­
schäfte im Untersuchungsverfahren lange über die gewöhnli­
chen Amtsstunden bei Gericht zurÜCkgehalten werden, ist, 
wenn sie dadurch eine pekuniäre Einbuße erleiden, aus dem 
AmtspaUSChale des Gerichtes eine EntSChädigung von 1 Kronen 
für den betreffenden Tag auszuzahlen. Die EntSChädigung ist 
vom Rechtspraktikanten mittels Anmeldung anzusprechen. Ober 
die Zuerkennung entSCheidet der Gerichtsvorsteher. Die den 
Anspruch begründenden Momente sind in der einfachsten Weise 
festzustellen. Eingehende Nachforschungen nach den persön­
lichen Verhältnissen des AnGpruchswerbers sind 2U vermelden. 1I 
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Im zeitlichen Zusammenhang mit dem Gesetz vom 

24. De~ember 1910. RGBI. Nc. 1/1911, über die Gerichtspraxis 

der nicht im richterlichen Vorbereitungsdienste stehenden 

Rechtspraktikanten wurde die eben dargestellte Regelung mit 

Erlaß des Justizministeriums vom 30. Jänner 1911, JMVBI. 

Nr. 11, auch auf die mit Strafsachen befaßten Bezirksgerich­

te ausgedehnt. 

Mit Verordnung des Justizministeriums vom 

6. August 1912, JMVBI. Nr. 43, über die Entschädigung der 

Justizkandidaten im Falle ihrer Verwendung außer den Ge­

schäftsstunden wurden die vorhin wiedergegebenen Regelungen 

durch folgende Neuregelung, die sich nicht auf Strafsachen 

beschränkte, ersetzt: 

"Rechtspraktikanten, die nicht im richterlichen Vorberei­
tungsdienste stehen, sowie Rechtspraktikanten im richter­
lichen Vorbereitungsdienste, die sieh niCht im Genusse eines 
Stipendiums befinden, und Auskultanten, die noch kein Adju­
tum beziehen, können, wenn sie infolge längerer Dauer von 
Verhandlungen oder infolge dringender Geschäfte des Gerich­
tes lange liber die gewöhnlichen Amtsstunden bei Gericht zu­
rückgehalten werden. aus dem Amtspauschale des GeriChtes 
eine EntSChädigung von 4 Kronen flir den betreffenden Tag 
beanspruchen. Der Anspruch ist vom Rechtspraktikanten mit­
tels Anmeldung geltend zu machen. Ober die -Zuerkennung ent­
scheidet der Gerichtsvorsteher." 

Ein von der Verwendung außerhalb der gewöhnlichen 

Amtsstunden losgelöster UnterstUtzungsbeitrag fUr Rechts­

praktikanten wurde erst mit Erlaß des Bundeskanzleramtes 

(Justiz) vom 12. März 1926. Zl. 201.760-18/26. eingeführt. 

Der Unterstützungsbeitrag durfte nur an Rechtspraktikanten 

verliehen werden. die eine wenigstens viermonatige Gerichts­

praxis zurückgelegt hatten, voll beSChäftigt waren, eine 

vorzügliche Verwendung aufwiesen und deren Unterhalt nicht 

durch eigenes Einkommen oder durch Unterstützung seitens der 

Eltern oder anderer Angehöriger gesichert erschien. Insge­

samt konnten 220 solcher UnterstUtzungsbeiträge verliehen 

werden und zwar im Oberlandesgerichtssprengel Wien 140. im 

Oberlandesgerichtssprengel Graz 50 und im Oberlandesge-

0277e 
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richtssprengel 1nnsbruck 30 (ein Oberlandeugericht Linz war 

damals noch nicht eingerichtet). Der Unterstützungsbeitrag 

wurde mit 110,-- S monatlich festgesetzt. 

Nach 1945 blieb es bei der mit dem Erlaß aus dem 

Jahre 1926 getroffenen Regelung, jedoch wurde in der Folge 

sowohl die Anzahl derUnterstützungsbeiträge als auch deren 

Höhe mehrfach geändert. 

Mit Erlaß des nundesministeriums für Justiz vom 

25. August 1960, JMZ 4260/60, erfolgt die in ihren Grund­

zügen noch heute gültige Regelung. Dieser Erlaß hat in sei­

ner nunmehr geltenden Fassung folgenden Wortlaut: 

1. Dem in der Gericlltspraxis stehenden Rechtspraktikanten 
kann auf Ansuchen während der Dauer dieser Praxis ein monat­
licher Unterstützungsbeitrag bewilligt werden, wenn er die 
ihm obliegenden Pflichten erfüllt. (Fassung JMZ 
599.00/6-111 1/79) 

2. Die Präsidenten der Oberlandesgerichte werden ermächtigt, 
Rechtspraktikanten auf Ansuchen die Fortsetzung der Ge­
richtspraxis über das Pflicht jahr hinaus und den Fortbezug 
des Unterstützungsbeitrages bis zur Vollendung einer zwei­
jährigen Rechtspraxis mit der Maßgabe ~u bewilligen, daß 
ihnen daraus weder ein Recht noch eine Anwartschaft auf die 
übernahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst erwächst. 

Dabei ist darauf zu achten, daß dadurch die GeWährung von 
UnterstützungSbeiträgen an die für eine Ernennung zu Beamten 
im richterlichen Vorbereitungsdienst in Betracht kommenden 
Rechtspraktikanten und an die das Pflicht jahr absolvierenden 
Rechtspraktikanten nicht beeinträChtigt wird. 

3. (Gegenstandslos) 

4. Der Unterstützungsbeitrag wird einheitlich mit monatlich 
70 % des jeweiligen Gehaltes des Richteramtsanwärters gemäß 
§ 65 a Richterdienstgesetz einschließlich allfälliger Teue­
rungszulagen und Ergänzungszulagen festgesetzt. (Fassung 
JMZ 599.00/6-111 1/79) 

5. Rechtspraktikanten, die den Unterstützungsbeitrag bezie­
hen, ist bei Vorliegen jener Voraussetzungen, unter denen 
einem Bundesbeamten des Dienstslandes nach dem Gehaltsgesetz 
1956 die IIaushaltszulage gebührt, ein monatlicher Betrag in 
der Höhe der jeweiligen Haushaltszulage zu gewähren. (Fas­
sung JMZ 3197-20/70) 

0277e 
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6. Der Unterstützungsbeitrag wird jeweils dm letzten Ar­
beitstag eines Monats fUr den abgelaufenen Monat angewiesen. 
In entgeltlicher GI~richt8praxis stehenden Rechtspraktikan­
ten. die erst nach dem Monatsbeginn in die Gerichtsprdxis 
eintreten oder vor dem Monatsende ihre Gerichtspraxis been­
den. ist der auf die tatsächlich vollstreckte Praxis entfal­
lende verhältnismäßige Teilbetrag des Unterstützungabeitra­
ges auszuzahlen. 

7. Rechtspraktikanten. die den Unterstützungsbeitrag bezie­
hen. wird nach je dreimonatiger ununterbrochener Gerichts­
praxis eine Sonder zuwendung in der Höhe von 50 vH des monat­
lichen Unterstützunysbeitrages gewdhrt. Urlaub und Krankheit 
im Ausmaß der §§ 7 und 8 des Gesetzes vo~ 24.12.1910. RGB1. 
Nr. 1/1911. gelten hiebei nicht als eine Unterbrechung der 
Gerichtspraxis. 

Bei einem vorzeitigen Ausscheiden vor Zurücklegung der je­
weils dreimonat1gen Gerichtspraxis ist d~r auf die tatsäch­
lich vollstreckte Praxis entfallende verhältnismäßige Teil­
betrag der Sonderzuwendung zu rechnen. (Fassung 
JMZ 3197-20/70) 

8. Rechtspraktikanten unterliegen der Sozialversicherungs­
pflicht nach § 4 Abs. 1 Z 3 ASVG vom 9.9.1955. BGB1. 
Nr. 189. unabhängig davon. ob sie einen Unterstützungsbei­
trag beziehen oder nicht (Vollversicherung). 

9. (Gegenstandslos) 

10. Allen in der Gerichtspraxis stehenden sowie den in Hin­
kunft eintretenden Rechtspraktikanten ist dieser Erlaß nach­
weislich zur Kenntnis zu bringen. 

11. Dieser Erlaß tritt ab 1. September 1960 in Kraft. 
GleiChzeitig werden alle den Unterstützungsbeitrag für 
Rechtspraktikanten betreffenden ho Erlässe aufgehoben. so­
weit sie mit diesem Erlaß in Widerspruch stehen. Es sind 
diese insbesondere die ho Erldsse vöm 15.5.1946. 
Zl. 3686/46. vom 25.9.1946. Zl. 8309/46. vom 4.9.1948. 
Zl. 8394/48. vom 11.3.1949. Zl. 0722/48. vom 15.2.1950. 
Zl. 1395/50. vom 19.12.1951. Zl. 8335/51. vorn 28.7.1952. 
Zl. 4745/52. vom 6.9.1955. ZI. 5424/55. vom 28.5.1956. 
Zl. 2425/56. vurn 3.10.1956. Zl. 6452/56. vom 27.7.1959. 
ZI. 4313/59 und vom 13.1.1960. Zl. 7030/59. 

Wie bereits ausgefÜhrt. fehlt für die Gewährung 

von UnterstUtzungsbeiträgen die nach Art. 18 B-VG erforder­

liche gesetzliche Grundlage. Aus diesem Grund wurden bereits 

in den Jahren 1967 bis 1969 Bemühungen angestellt. eine ent-
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sprec~ende gesetZliche Grundlage zu schaffen. Im April 1969 

wurde der Entwurf eine~ RechtspraktikantenunterstUtzungsbei­

tragsgeseLzes dem allgemeinen Begutachtungsverfahren zuge­

führL. Die im Begutachtungsverfahren festgestellten unter­

schiedlichen AUffassungen zur Frage des Rechtsverhältnisses 

der Rechtspraktikanten zum Bund ließen es jedoch damals an­

gezeigt erscheinen, zunächst einmal die damals in Aussicht 

genQmmene Neuordnung des recbtswissenschaftlichen Studiums 

abzu~arten. Da sich die diesbezüglichen Verhandlungen 

äußerst langwierig gestalteten und sich eine Gesetzwerdung 

vorerst nicht abzeichnete, wurde im Junl 1972 der Entwurf 

eines Rechtspraktikantengesetzes, der auch eine Regelung des 

UnterstUtzungsbeitrages beinhdltete, zur Begutachtung ver­

sendet. nie bereits im Jahre 1969 festgestellten kontrover­

sielien Standpunkte verhärteten sich jedoch zunehmend, sodaß 

nach mehreren erfolglosen Einigungsversuchen das damals in 

Aussicht genommene Rechtspraktikantengesetz zurückgestellt 

wurde. 

Auf Grund elner Indivldualbeschwerde eines 

Rechtspraktikanten über einen nicht im vollen Umfang gewähr­

ten Unterstützungsbeitrag hat der Verfassungsgerichtshof mit 

BeschlUß vom 28. November 1984, B 60/84, von Amts wegen ein 

Verfahren zur Prüfung des Erlasses des Bundesministers für 

Justiz vom 25. August 1960, JMZ 4260/60, in der Fassung der 

Erlässe vom 14. Juli 1970, JMZ 3197-20/70, und vom 30. April 

1979, JMZ 599.00/6-1Il 1/79, eingeleitet. In seinem Erkennt­

nis vom .5. Oktober 1905, V 13/85-6, hat der Verfassungsge­

richtshof den zitierten Erlaß in seiner zuletzt gÜltigen 

Fassung mit Ablauf des 30. September 1986 als gesetzwidrig 

aufgehoben. nie Aufhebung des als Rechtsverordnung qualifi­

zierten Erlasses erfolgte wegen nicht gesetzmäßiger Kund­

machung und wegen Fehlens einer gesetzlichen Grundlage. 

Der Verfassungsgerichtshof hat sich in seinem 

Erkenntnis auch mit der Frage des Recht6verhältnisses der 

Rechtspraktikanten zum Bund auseinandergesetzt und hat fest-

0277e 

250/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 13 von 25

www.parlament.gv.at



- 6 -

gestellt. daß dieses R~chtsverhältnis durch Hoheitsakt be­

QrUndet wird und daher ein öffentlich-rechtliches Rechtsver­

hältnisist.Diese Rechtsansicht findet sich bereits auch in 

dem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 21. Oktober 

1954. Zl. 2530/52. Dort wird ausgeführt. daß sich der Ho­

heitsakt der (planstellenungebundenen) Zulassung vom Ho­

heitsakt der Ernennung. der eine im jährlichen Stellenplan 

vorgesehene Planstelle zur Voraussetzung hat. dadurch unter­

Scheidet. daß durch die Zulassung kein Dienstverhältnis son­

dern ein Ausbildungsverhältnis begründet wird. Im Gegensatz 

zur Ernennung ist die Zulassung zur Gerichtspraxis nicht vom 

Willen der Justizbehörden abhängig. sieh die Dienste einer 

Person zu sichern; sondern vom Willen einer Person. sich die 

für ihren künftigen Beruf erforderlichen Kenntnisse anzu~ig­

nen. 

Diese in der Judikatur bereits erfolgte Klarstel­

lung soll aus Anlaß der gesetzlichen Regelung der finanziel­

len Seite der Rechtsstellung der Rechtspraktikanten auch im 

Gesetz selbst erfolgen. Auf die gleichgelagerten Regelungen 

in § 1 des Bundesgesetzes, BGB1. Nr. 170/1973. über die Aus­

bildungsbeiträge für Probelehrer sowie in § 18 Abs. 1 der 

zum Bundesgesetz erhobenen Verordnung. BGB1. Nr. 381/1925, 

betreffend die Regelung der Ausbildung zum Zahnarzt in der 

Fassung des Dundesgesetzes BGBl. Nr.184/1986 wird hingewie­

sen. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung dieses 

Bundesgesetzes ergibt sich aus Art. 03 Abs. 1 B-VG ("Verfas­

sung und Zuständigkeit der Gerichte") sowie aus Art. 10 

Abs. 1 Z 6 D-VG ("Justizpflege"). 
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Finanzielle Auswirkunqen 

Hauptanliegen des Entwurfec ist es. die bisheri­

gen Regelungen der UnterstützungSbeiträge für Rechtsprakti­

kanten auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen. Mehrkosten 

werden nur insoweit entstehen. als den Rechtspraktikanten 

künftig auch ein Anspruch auf Fahrtkoütenzuschuß eingeräumt 

werden soll. Diesen neu vorgesehenen Anspruch auf Fahrt­

kostenzuschuß werden - wie aus den angestellten EXhebungen 

geschlossen werden kann - von den derzeit etwa 900 Rechts­

praktikanten voraussichtlich 200 bis 250 Rechtspraktikanten 

geltend machen körlnen. was einen jährlichen MehraUfwand von 

etwa 1.2 bis 1.5 Millionen Schilling erfordern wird. 

Im Vergleich dazu sei angefÜhrt. daß der Aufwand 

für die Unterstützungsbeiträge der Rechtspraktikanten ein­

schließlich der Dienstgeberbeiträge im Jahre 1984 etwa 

147 Millionen Schilling betragen hat und daß für 1986 

174 Millionen Schilling präliminiert sind. 

Besonderer Teil 

Zu § 1: 
Im Gegensatz zur bisherigen Regelung wird dem 

Rechtspraktikanten ein Rechtsanspruch auf Auszahlung eines 

AUübildungsbeitrages eingeräumt. Voraussetzung für diesen 

Anspruch ist jedoch. daß der Rechtspraktikant seinen Pflich­

ten. die sich insbesondere aus § 16 Aba. 2 des Gerichtöor­

ganisationsgesetzes. RGBl. Nr. 217/1896. sowie aus der Ver­

ordnuny. RGBI. Nr. 5/1911. zum Vollzuge des Gesetzes über 

die Gerichtspraxis der nicht im richterlichen Vorbereitungs­

dienste stehenden Rechtspraktikanten ergeben. nachkommt. 

Kommt er ohne Rechtfertigung seinen Pflichten nicht nach. 

erfolgt gemäß § 3 Abs. 3 eine Kürzung des Ausbildungsbei­

trages. 
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Zum Abß. 2 wird auf die AuufUhrungen im Allgemei­

nen Teil verwiesen. 

Zu § 2: 

Der Unterstützunqsbeltraq. künftig als Ausbil­

dungsbeitrag bezeichnet. ist seit 1. Jänner 1979 mit 70 v.H. 

des Gehaltes eines Richteramtsanwärters festgesetzt. Der 

Ausbildungsbeitrag soll sich weiterhin im bisherigen Pto­

zentausmaß vorn jeweiligen Gellalt eines Richteramtsanw~rters 

ableiten. Auch die Höhe der Sonder zahlung soll gegenüber der 

bisherigen erlaßrn~ßigen Regelung unverändert bleiben. Der . 
Praxis folgend wird ausdrücklich festgelegt. daß die Haus-

haltszulage in die Berechnungsgrundlage der Sonder zahlung 

einzubeziehen ist. Bemessungsgrundlage für die Höhe der 50n­

derzahlung ist derjenige Ausbildungsbeitrag. der für den 

dritten Monat der jeweiligen 50nderzah1ungsperiode zusteht. 

Zu § 3: 

In Anlehnung an § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes. 

BGB1. Nr. 170/1973. über die Ausbildungsbeiträge für Probe­

lehrer wird festgelegt. daß ein Rechtspraktikant. der neben 

der Gerichtspraxis in einem Dienstverhältnis zum Bund steht 

und aus diesem Dienstverhältnis ein Einkommen bezieht. nur 

in dem Umfang Anspruch auf Ausbildungsbeitrag haben soll. 

als der Ausbildungsbeitrag und das monatliche Einkommen aus 

dem Bundesdienstverhältnis zusammen den monatlichen Gehalt 

eines Richteramtsanwärters nicht übersteigen. Der finanziel­

le Anreiz. neben der GeriChtspraxis noch ein Einkommen aus 

einem Dienstverhältnis zu erzielen. soll nur in einem sol­

chen Ausmaß bestehen. als die Erbringung von Dienstleistun­

gen außerhalb der Geschäftsstunden des Gerichtes vertretbar 

erscheint. In diesem Zusammenhalt ist festzuhalten. daß der 

Rechtspraktikant gemäß § 8 der Verordnung. RGBI. Ne. 5/1911. 
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zum VOllzuge des Gesetzes Uber die Gerichtspraxis der nicht 

im richterlichen Vorbereitungsdienste stehenden Rechtsprak­

tikanten die Geschäftsstunden des Gerichtes einzuhalten hat. 

Auch dann. wenn einem Bundesbediensteten die Möglichkeit ge­

boten werden sollte. die Gerichtspraxiu in einem Zeitraum 

zurückzulegen. während des~n er keine Dienstleistungen zu 

erbringen hat (z. B. während eines Sonderurlaubes), wäre es 

unvertretbar. einen Rechtspraktikanten finanziell besser zu 

stellen als einen Richteramtsanwärter. 

Die im Abs. 2 vorgesehene Aliquotierung ent­

spricht grundsätzlich der bisherigen erlaßmäßigen Reyelung. 

In Anlehnuny all § 6 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 soll 

jedoch künftig keine Kürzung des Ausbildungsbeitrages erfol­

gen, wenn die Gerichtspraxis nicht am Monatsersten, wohl 

aber am ersten Arbeitstag des betreffenden Monats angetreten 

wird. Gleiches soll auch gelten. wenn die Gerichtspraxis am 

letzten Arbeitstag eines Kalendermonates b~endet oder unter­

brochen wird. unabhängig davon. ob der letzte Arbeitstag auf 

den Monatsletzten fällt. 

Wie bereits zu § 1 ausgefUhrt wurde, ist der An­

spruch auf Ausbildungsbeitrag abhängig von der Erfüllung der 

dem Rechtspraktikanten obliegenden Pflichten (Abs. 3). 

Zu § 4: 

Seit dem Erlaß vom 14. Juli 1970, JMZ 3197-20/70, 

wird einem Rechtspraktikanten bel Vorliegen der Voraus­

setzungen. unter denen einem Bundesbeamten nach dem Gehalts­

gesetz 1956 die Haushaltszulage gebUhrt, ein monatliCher 

Betrag in der Höhe der jeweiligen Haushaltszulage gewährt. 

KUnftig sollen die Rechtspraktikanten unter den im Gehalts­

gesetz. 1956 umschriebenen Voraussetzungen einen Rechtsan­

spruch auf die Haushaltszulage haben. 

Durch den künftig auch für Rechtspraktikanten 

vorgesehenen Fahrtkostenzuschuß (vgl. § 20 b des Gehaltsge-

0277e 

250/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 17 von 25

www.parlament.gv.at



- 10 -

setz es 1956) soll nicht nur jener Mehraufwand abgegolten 

werden. der durch die Fahrt zwischen Ge~icht und der dem 

Gericht nächstgelegenen Wohn~ng des Rechtspraktikanten ent­

steht. Gondern es soll vor allem auch ein gewisser Anreiz 

für eine Zuteilung zu auswdrtigen. insbesondere ländlichen 

Bezirksgerichten geschaffen werden. zumal gerade bei ländli­

chen Bezirksgerichten wegen deren Uberschdubarkeit in ange­

messener Zeit ein umfassender Einblick in den Gerichtsbe­

trieb vermittelt werden kann. 

In diesem Zusammenhang ist noch anzumerken. daß 

auch nach § 18 Abs. 4 der auf Gesetzeustufe stehenden 

Verordnung. DGD1. Nr. 381/1925. betreffend die Regelung der 

Ausbildung zum Zahnarzt in der Fassuny des Bundesgesetzes 

BGBl. Nr.184/1986 ein Ans~)ruch auf Fahrtkostenzuschuß 

vorgesehen ist. 

Ist eine Aliquotierung des Ausbildungsbeitrages 

gemäß § 3 vorzullehrnen. ist damit auch eine Aliquotierung der 

Haushaltszulage und des Fahrtkostenzuschusses verbunden. 

Zu § 5: 

Die Bestimmung folgt grundsätzlich der derzeiti­

gen erlaßmäßigen Regelung. Die Auszahlungstermine für die 

Sonderzahlungen werden jedoch gegenüber bisher UID jeweils 

einen Monat vorverlegt. weil es nicht vertretbar erscheint. 

eine Sonderzahlung erst unmittelbar nach den Weihnachts­

feiertagen anzuweisen. 

Zu § 6: 

Hinsichtlich der Reiaegebühren für Rechtspraktl­

kanten wird in dem derzeit noch gÜltigen Erlaß des Bundes­

ministeriums für Justiz vom 22. Juni 1956. JMZ 4257/56. fol­

gendes ausgeführt: 
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Die ReisegebUhreuvorschrift 19~5 gilt gemäß § 1 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 74 dieser Vorschrift nur für Bundesbeamte 
und fUr VcrtragGbedienstete des Bundes. In Würdigung der vom 
Bundesmin ist er i um fü r Jus t i:l angef Uhr ten Geünde erhebt j e-­
doch das Bundeskanzleramt im Einvernehmen mit dem Bundeß­
ministerium fUr Finanzen keine Einwendungen. wenn die fUr 
die Richteramtsanwärter geltenden Bestimmungen der Reisege­
bUhrenvoruchrift 1955 sinngemäß auf die Rechtspraktikanten 
angewendet werden. Bemerkt wird. daß aus dieser Zustimmung 
kein Anspruch der Rechtspraktikanten auf Zuerkennung von 
ReisegebÜhren abgeleitet werden kann. 

In § 6 wird nunmehr dem Rechtspraktikanten ein 

Rechtsansprucll auf ReisegebUhren eingeräumt. Der Praxis fol­

gend werden jedoch von denjenigen Bestimmungen der Reisege­

bUhrenvorschrift 1955. die für Aine sinngemäße Anwendung auf 

Rechtspraktikanten irl Betracht kämen. die Bestimmungen über 

die Dienstzuteilung (nbschnitt V). die Sonderbestimmungen 

für Dienstverrichtungen im nusland (Abschnitt VI) und die 

Bestimmungen über die Verset2ung (Abschnitt VII) ausgenom­

men. Dies deswegen. weil sowohl die kurzfristigen als auch 

die längerfristigen Zuweisungen zu auswärtigen Gerichten im 

Ausbildungsinteresse und nicht aus dienstlichen Gründen er­

folgen und weil schließlich bei den im Gerichtsbereich ohne­

hin selten--en Dienstverrichtungen im Ausland nicht auf 

Rechtspraktikanten zurückgegriffen werden soll. Im Ubrigen 

wird auf die AusfUhrungen zu § 4 betreffend den Fahrtkosten­

zuschuB verwiesen. 

Zu § 7: 

Die bisherige Praxis. die Bestimmungen über die 

Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz auch auf 

weibliche Rechtsprdktikdnten sinngemäß anzuwenden. soll nun­

mehr - in Anlehnung an § 18 nbu. 13 der auf Gesetzesslufe 

stehenden Verordnung. BGBl. Nr. 381/1925. betreffend die 
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Regelung der Ausbildung zum Zahnarzt in der Fassung des Bun­

desgesetzes BGBl. Nr. 184/1986 - gesetzlich verankert wer­

den. Anzumerken ist. daß die durch das Beschäftigungsverbot 

bedingte Abwesenheit von der Gerichtspraxis gemäß § 8 des 

Gesetzes. RGBl. Nr. 1/1911. über die Gerichtspraxis der 

nicht im richterlichen Vorbereitungsdienste stehenden 

Rechtspraktikanten in der Fassung dieses Bundesgesetzes die 

Unterbrechung der Gerichtspraxis nach sich zieht. Eine un­

terbrochene Gerichtspraxis Kann gemäß § 9 Abs. 2 des zitier­

ten Gesetzes in der Fassung dieses Bundesgesetzes innerhalb 

von 14 Monaten fortgesetzt werden. ohne daß es einer neuer­

lichen Zulassung bedarf. 

Zu § 8: 

Diese Bestimmung regelt die Zuständigkeit und die 

anzuwendenden Verfahrensvorschriften. Auf das Dienstrechts­

verfahrensgesetz 1984 wurde deswegen nicht zurückgegriffen. 

weil dieses Gesetz auf öffentlich-rechtliche Dienstverhält­

nisse und nicht auf Ausbildungsverhältnisse abstellt. 

Zu Art. 11: 

Die gesetzliche Regelung des AUsbildungsbeitrages 

für Rechtspraktikanten erfordert auch die Anpassung einiger 

Bestimmungen des aus dem Jahre 1910 stammenden Gesetzes über 

die Gerichtspraxis der nicht im richterlichen Vorbereitungs­

dienste stehenden Rechtspraktikanten. 

Im § 7 des zitierten Gesetzes ist derzeit noch 

vorgesehen. daß dem Rechtspraktikanten auf sein Ansuchen für 

jedes Jahr der Gerichtsprdxis ein Urlaub in der Dauer von 
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zwei Wochen (seit der Einftihrung der Fünftagewoche ent­

spricht, di(~s 10 l\rbeitGtilyen) zu gewährHn ist. Bereits Geit 

deltl Jall(Ci! 19"'0 wird Ober dll! yeuet:.::llehe Ih~IJelunlJ hindu:J­

gehend auf Grund eines Erlasses. dem allerding~ die geset:.::­

liehe Grundlage fehlt. eine zusät:.::liche Freistellung für 

Erholungszwecke im Auamdß von ursprünglich 5 bzw. zuletzt 

15Arbeit~tagen gewährt. Die~e erlaßmäßlye Regelung erfolgte 

jeweils im Gleichklang mit der Anhebung des Mindesturldubes 

im Bereich .des öffentlichen Dienstes. Im IIinblick auf das 

nicht unbeträchtliche AUßIIlaß der Urlaubs- bzw. Freistel-­

lungsregelung scillen es dnläßlich der letzten Anhebung des 

Freistellungsau:,lIIdße:; geboten. den Urlaubs- bzw. Freistel­

lungsanspruch von der Dauer der im Einzelfall zurückgelegten 

Gerichtspraxis abhängiy :.::u mdchen, um zu verhindern, daß die 

Abwesenheiten von der GeriChtspraxis in einem Mißverhältnis 

zu den tatsächlich zurückgelegten Prdxiszeiten stehen. 

§ 7 des Entwurfes soll für die in der Praxis ent­

wickelte Regelung eine gesetzliche Grundlage schaffen, wobei 

der bisher im Gesetz verwendete Begriff "Urlaub" in An­

lehnung an § 18 Abs. 11 der duf Gesetzesstufe stehenden Ver­

ordnung, BGB1. Nr. 301/1925, betreffend die Regelung der 

Ausbildung zum Zahnarzt in der r'assung des Bundesgesetzes 

BGBL Nr.184/1986 durch den Begriff "Freistellung" ersetzt 

wird, um auch in diesem Zusammenhang deutlich zu machen, daß 

Rechtspraktikanten in keinem DienStverhältnis sondern in 

einem AUSbildungsverhältnis zum Bund stehen. 

Zum zweiten SaLz des § 1 Aba. 1 ist zu bemerken. 

daß der Verbrauch eines aus den Vormonaten stammenden Frei­

ste11ungsanspruches selbstverstdndlich nichL duf die letzten 

Arbeitetage einen Kalendermonats beschrankt werden soll. 
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Die Freiutellung soll grundsätzlich weiterhin 

durch den Vorsteher des Guricllts, dem der Rechtapraktikant 

zur Ausbildung zugewiesen isL, erfolgen. Kommt allerdings 

dabei zwischen dem Vorsteher des Gerichts und dem Rechts­

praktikanten kein Einvernehmen über die Freistellung zu­

stande, was in der Praxis ohnehin nur äUßerst selten der 

Fall sein wird, fällt die Entscheidungskompetenz dem Präsi­

denten des Oberlandesgerichtes zu. Diese Kompetenzüber­

tragung erfolgt deswegen, um dlle behördlichen Verfügungen 

in Angelegenheiten der Rechtsprdktikanten beim Präsidenten 

des Oberlandesgerichtes zu konzentrieren. 

1m § 8 des Gesetzes über die Gericlltspraxis der 

nicht im richterlicllen Vorbereitungsdienste stehenden 

Rechtspraktikanten ist derzeit festgelegt, daß die Zeit, 

während der ein Rechtspraktikant infolge von Krankheit, Ur­

laub (die auf Erlaßebene vorgesehene Freistellung im Ausmaß 

von zuletzt 15 Arbeitstagen wird hier nicht berÜCksiChtigt) 

oder WaffenÜbung der Gerichtspraxis entzogen ist, in die 

Dauer der Gerichtspraxis einzurechnen ist, soweit sie zu­

samnen einen Monat (seit der EinfÜhrung der Fünftagewoche 

sind dies 22 Arbeitstage) nicht überschreitet. Diese Be­

stimmung konnte in Einzelfällen dazu führen. daß ein Rechts­

praktikant, der vor der Konsumierung seines Urlaubes einige 

Zeit im Krankenstand war, seinen Anspruch auf Urlaub ver­

loren hat und zu Erholungszwecken nur noch die lediglich auf 

Erlaßebene eingeführte Freistellung in Anspruch nehmen 

konnte. Künftig soll ein Krankenstand eines Rechtspraktikan­

ten keinesfalls zu einer Schmälerung des Anspruches auf Ur­

laub (künftig einheitlich als Freistellung bezeichnet) 

führen. Jede andere Abwesenheit von der Gerichtspraxis, die 

länger als 12 Arbeitstage dauert, wird eine Unterbrechung 

der GeriChtspraxis bewirken. Nach einer Unterbrechung, die 
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nicht langer als 14 Monate dauert (§ 9 Abs. 3), kann die 

Gerichtspraxia fortgeset~t werden, ohne daß es einer for­
mellen Neuzulassung bedarf. 

Das geltende Gesetz kennt in § 9 die Begriffe der 
Unterbrechung der Gerichtspraxis und des hustritts aus der 

Gerichtspraxis, ohne allerdings eine genaue Abgrenzung die­

ser beiden Begriffe zueinander zu geben. Im Entwurf erfolgt 

nunmehr diese Abgrenzung. Eine Unterbrechung liegt künftig 

immer dann vor, wenn eine Fortsetzung der Gerichtspraxis 

innerhalb von 11 Monaten ohne neuerlichen Zulassungsbescheid 

möglich ist. Demgegenüber ist eine Beendigung der Gerichts­

praxis (bisher als hustritL bezeichnet) dann anzunehmen. 

wenn eine weitere Gerichtspraxis nur auf Grund eines neuer­
lichen Zulassungsbescheides in Frage käme. 

Zu Art. 111: 

Die Vollziehungsklausel stützt sich auf die Be­
stimmungen des Bundesministeriengesetzes 1906. 
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Textgegenüberstellung 

zu Artikel 11 des Entwurfes 

Bisherige Fassung 

§ 7. Den nicht im richter­
lichen Vorbereitungsdienste stehenden 
Rechtspraktikanten 1st vom Vorsteher 
des Gerichtes, dem sie zur Dienst­
leistung zugewiesen sind, auf ihr 
Ansuchen für jedes Jahr der Gerichts­
praxis ein Urlaub in der Dauer von 
zwei Wochen zu gewähren. 

§ 8. Die Zeit, während wel­
cher ein nicht im richterlichen Vor­
bereitungsdienste stehender Rechts­
praktikant infolge von Krankheit, 
Urlaub oder Waffenübung der Gerichts­
praxis entzogen ist, wird, soweit .sie 
zusammen einen Monat nicht über­
schreitet. in die vorgeschriebene 
Dauer der Gerichtspraxis eingerech­
net. Inwieweit solche Unterbrechungen 
in eine andere Dienstzeit eingerech­
net werden und bei Bemessung einer 
Ruhegebühr in Betracht kommen, be­
stimmt sich nach den darüber gelten 
den besonderen Vorschriften. 

Neue Fassung 

§ 7. (1) FUr jeden in der Ge­
richtspraxis zurückgelegten Kalender­
monat hut der Rechtsprakt1kant An­
spruch auf Freistellung von der Ge­
richtspraxis im Ausmaß von zwei Ar­
beitstalJen. für jeden zwölften Monat 
im Ausmaß von drei Arbeitstagen. Die 
Freistellung fUr den Jeweils laufenden 
Kalendermonat darf frühestens für die 
letzten zwei Arbeitstage des betref­
fenden Kalendermonats erfolgen. Be­
ginnend mit dem zwölften Monat der 
Gerichtspraxis kann die Freistellung 
jeweils schon ab Beginn des betreffen­
den Kalendermonats erfolgen. 

(2) Die Freistellung hat unter 
Bedachtnahme uuf die Erfordernisse der 
Ausbildung durch den Vorsteher des 
Gerichts, dem der Rechtspraktikant zur 
Ausbildung zugewiesen ist. im Einver­
nehmen mit dem Rechtspraktikanten zu 
erfolgen. Kommt ein Einvernehmen nicht 
zustande. entscheidet über die Frei­
stellung der Präsident des Oberlandes­
gerichtes. 

§ 8. Ist ein Rechtspraktikant 
aus anderen Gründen als wegen Frei­
stellung in einem Ausbildungsjahr län­
ger als zwölf Arbeitstage von der Ge-­
richtspraxis abwesend, gil t seine Ge-­
richtspraxis als unterbrochen. 

Dok.Nr.029lc/0290e 
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S 9. Wenn ein nicht im rich­
terlichen Vorbereitungsdienste ste 
hender ~echtspraktikant die Gerichts­
praxis unterbrechen oder austreten 
will. hat er bei dem Oberlandes­
gerichtspräsidenten um seine Ent-­
hebung anzusuchen. Die Enthebung i::>t 
ohne unnötigen Aufschub. längstens 
aber binnen 10 Tagen zu gewähren. Bis 
zur Enthebung oder bis zum Ablauf der 
bezeichneten Frist ist der Rechts­
praktikant verpflichtet. seinen 
dienstlichen Obliegenheiten nachzu­
kommen. 

5 9. (1) Ocr Rechtspraktikant 
kann die Gcrlchtspraxis durch schrift­
liche Erklärung unterbrechen oder auch 
vor Ausschöpfung der im Zulassungs­
bescheid festgelegten Dauer beenden. 
Die schriftliche Erklärung ist spä­
testens zehn Arbeitstage vor der beab­
sichtigten Unterbrechung oder Been­
digung beim Vorsteher des Gerichts. 
dem der Rechtspraktikant zur Ausbil­
dung zugewiesen ist. einzubringen. Die 
Erklärung ist unverzüglich an den Prä­
sidenten des Oberlandesgerichtes wei­
terzuleiten. 

(2) Eine unterbrochene Gerichts­
praxis kann vom ReChtspraktikanten im 
Einvernehmen mit dem Präsidenten des 
Oberlandesgerichtes bis zur Aus­
schöpfung der im Zulassungsbescheid 
fostgelegten Dauer fortgesetzt werden, 
wobei die fortzusetzende Gerichts­
praxis jeweils nur am ersten Arbeits­
tag eines Kalendermonates angetreten 
werden darf. 

(3) Ist eine Gerichtspraxis 14 
Monate unterbrochen. gilt sie als be­
endet. 

Dok.Nr.029le/0290e 
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